
Der AFPA-Marktdialog 2025 brachte eine interessante 
Diskussion und interessante Erkenntnisse. 

Persönliche Vorsorge in 
einer alternden Gesellschaft: 

Sind steuerliche Anreize 
eine Lösung?

Steuerliche Anreize: 
Wirksam, aber schwer 
quantifizierbar

Sohbat Dhanju, BSc, Experte Be-
steuerung Kapitalvermögen bei NWT 
Wirtschaftsprüfung Gmbh, betonte, 
dass steuerliche Anreize in Öster-
reich einen klaren Lenkungseffekt 
haben. Zwar lasse sich die Wirkung 
nur schwer quantifizieren, da man 
nicht wisse, wie viel ohne Steueran-
reiz verkauft worden wäre. Aber man 
kann den Umkehrschluss ziehen: Seit 
die steuerliche Förderung etwa bei 
der „Begünstigten Zukunftsvorsorge 
(PVZ)“ reduziert wurde, seien die Ver-
tragsabschlüsse rückläufig. Also zeige 
die Praxis, dass Konsumenten auf steu-
erliche Vorteile reagieren! 

Mag. Ulrike Weiß, Leiterin Kon-
sumentenschutz in der Arbeiterkam-
mer OÖ erinnerte die Branche, dass 
viele Konsumenten 
eine Versicherung nur 
dann gut fänden, wenn 
ein Schaden eingetre-
ten sei. Habe man nie 
Schäden, dann sehe 
man nur die Kos-
ten. Und viele Junge 
denken sich oft, war-
ten wir mal ab. Daher 
gebe es in der priva-
ten Vorsorge, egal ob 
es um Pension, Krank-
heit oder Pflege gehe, 
noch Luft nach oben. 
Und: Die finanziellen 
Mittel seien bei vie-
len Mitbürgern be-
schränkt.

Sie kritisierte die 
PZV als verfehltes 

Produkt, das damals eher für die An-
kurbelung der Börse, als für die Vor-
sorge der Konsumenten entwickelt wor-
den sei. Die Renditen waren unattraktiv, 
was zeige, dass eine steuerliche Förde-
rung ein schlechtes Produkt nicht retten 
könne. Sie forderte eine Begrenzung der 
Produktkosten und eine stärkere Aus-
richtung an den Bedürfnissen der Ver-
sicherten.

Protection Gap: Mehr als nur 
Altersvorsorge

Michael Herzhofer, AFPA-Chairman, 
wies darauf hin, dass die Absicherungs-
Lücke nicht nur die Altersvorsorge 
betreffe, sondern auch die Sach- und 
Personenversicherungen und immer 
stärker den Katastrophenschutz. Ja, 
Versicherungen seien nicht sexy, aber 
er definiere den Versicherungsmakler 
als einen Risk-Manager, der den Kun-

den die Risken aufzeigen muss. Doch 
oft fänden gerade ältere Menschen kei-
ne bezahlbaren Produkte mehr.

Mag. Weiß ergänzte zum Thema 
protection gap, dass es für Naturkatas-
trophen eine versicherungsmathema-
tische Basis brauche, um realistische 
Modelle und solidarische Lösungen 
entwickeln zu können. Das gebe es bis 
dato nicht. Sie forderte Produkte mit 
risikobasierten Prämien, Selbstbehal-
ten und Anreizen für Präventionsmaß-
nahmen. Es könne nicht sein, dass der 
Ersatz bei Naturkatastrophen davon ab-
hängig sei, ob in Bälde eine Wahl an-
stünde oder nicht. Das österreichische 
HORA-System zur Risikozonierung 
wurde als vorbildlich hervorgehoben. Es 
ermögliche eine präzise Einschätzung 
von Hochwasser-, Sturm- und Erdbe-
benrisiken. Nun fehle nur noch ein Ver-
sicherungsprodukt, das diese Datenba-
sis nutzt und solidarisch ausgestaltet ist.
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Pflegevorsorge: Das 
unterschätzte Risiko

In der Diskussion wurde die Pflege-
vorsorge als besonders vernachlässigt 
identifiziert. Die Prämien seien hoch, 
die Leistungen oft unklar und die 
Produkte schwer vermittelbar, ganz 
besonders an Junge. Der Bedarf sei 
in einer alternden Gesellschaft offen-
sichtlich. Herzhofer forderte daher 
den Gesetzgeber auf, in der Arbeit-
nehmerveranlagung einen Absatzbe-
trag wieder einzuführen. Das Steuer-
geschenk nehme jeder gerne, würde 
die Produkte leistbarer machen und 
so mehr Menschen motivieren, privat 
vorzusorgen.

Wohnraum als Vorsorge: Ein 
unterschätzter Hebel

Mag. Weiß griff das Pflegethema auf 
und erläuterte, dass viele Konsumen-
ten hinsichtlich der Pflegeversiche-
rung unsicher seien. Man wisse nicht 
genau, was man wann bekommen wer-
de (ab Pflegestufe 2 oder 3?) und was 
passiere, wenn der Staat die Pflege-
stufen nachträglich ändere? Man habe 
also doppeltes Risiko. Viele sagen 
daher, ich spare einfach, in der Hoff-
nung, dass ich mir das, was ich einmal 
brauche, dann auch leisten kann. Oft 
sparen sie gezielt für eine Eigentums-
wohnung, um dann in der Pension 
auch mit weniger Geld auskommen zu 
können. Man könnte also die Eigen-
heimbildung steuerlich fördern, als 
möglichen Teil der Altersvorsorge. 

Johannes Muschik, AFPA-Vor-
stand verwies in diesem Zusam-
menhang auf die EU-Initiative zur 
„Spar- und Investmentunion“, die ein 

europaweites Vorsorgekonto vorsieht. 
Er griff den Vorschlag auf und plädierte 
dafür, dieses Konto auch für den Er-
werb von selbstgenutztem Wohnraum 
zu öffnen. Denn: Wer Wohnkosten 
senke, habe im Alter mehr finanziellen 
Spielraum. Diese Form der Vorsorge 
sei besonders nachhaltig und verdiene 
steuerliche Unterstützung. 

Gerhard Danler, allgemein beei-
deter & gerichtlich zertifizierter Sach-
verständiger für Betriebliches Vor-
sorgewesen, Versicherungen und 
Pensionskassen führte als Beispiel die 
Schweiz an, wo Wohnraum über die 
betriebliche Vorsorge mitfinanziert 
werde, weil die Immobilienpreise hoch 
sind und Generationenverträge für die 
Finanzierung notwendig werden. Auch 
in Österreich könnte eine solche Kopp-
lung von Wohnraumförderung und Al-
tersvorsorge neue Impulse setzen.

Betriebliche Vorsorge und 
soziale Gerechtigkeit

Danler berichtete weiters, dass in der 
Schweiz – im Gegensatz zu Österreich 
- jeder Arbeitnehmer zwingend in der 
2. Säule, der betrieblichen Vorsorge 
erfasst sei. Jeder Arbeitgeber zahle für 
den Arbeitnehmer ein und jeder Ar-
beitnehmer zahle ab dem ersten Tag 
seinen Eigenbeitrag ein.

Und im Gegensatz zum Markt-
trend – wo betriebliche Vorsorge häufig 
als Zuckerl für gutverdienende Schlüs-
selkräfte abgeschlossen wird, um sie 
gegen Abwerbeversuche immun zu 
machen – schlug Danler bewusst vor, 
Lösungen der 2. Säule auch für Klein-
verdiener zu installieren. Als Beispiel 
nannte er die Mutter mit Halbtagsjob, 
für die der Arbeitgeber 300, 500 oder 

1000 Euro steuerfrei im Jahr einzahle, 
die dann in Zukunft zu einer Firmen-
pension führen und helfen, die Pensi-
onslücke zu schließen.

Der österreichische Staat könne 
rasch Verbesserungen vornehmen, die 
Versicherungssteuer grundsätzlich auf 
2,5 Prozent senken oder streichen, um 
Produkte leistbarer zu machen. Eine 
spätere Flattax auf Auszahlungen 
könnte langfristig für den Staat vor-
teilhaft sein, weil die Menschen pri-
vat vorgesorgt haben und er nicht als 
Notversorger einspringen müsse. Auch 
eine Wiedereinführung der Behaltefrist 
für Kapitalanlagen wurde als sinnvol-
ler Anreiz genannt. Und er erinnerte 
an eine Werbebotschaft: Am 32. De-
zember ist es zu spät. Damit wurde die 
Bausparprämie ausgelobt und das funk-
tionierte über Jahrzehnte wirklich gut. 
Bausparen sei für die langfristige Vor-
sorge jedoch nicht sinnvoll, aber das 
Beispiel zeige, wie gut eine Steuerprä-
mie in Österreich funktioniere. 

Michael Herzhofer stellte am 
Ende fest, dass die Diskussion sehr gut 
gezeigt habe, dass steuerliche Anreize 
eine gute Lösung seien, um den pro-
tection gap ein Stück weit zu schließen. 
Zum einen werde die Gesellschaft ent-
lastet durch die Risikoübernahme von 
privaten Versicherern, zum andern er-
möglichen es die steuerlichen Erleich-
terungen, dass Vorsorge für den Ein-
zelnen leistbarer wird. 

Ja, der Staat verzichte zwar anfäng-
lich auf einen Teil seiner Steuerein-
nahmen, aber profitiere in Zukunft da-
durch, dass er Menschen in Not nicht 
so stark unter die Arme greifen müsse, 
wie es jetzt der Fall sei. Also eine Win-
Win-Situation für alle Beteiligten und 
die Gesellschaft.
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